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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften an die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die 
Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 851. Sitzung am 28. November 2008 beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung 
zu nehmen: 

 

Zum Gesetzentwurf insgesamt 

1. Der Bundesrat begrüßt die geplante Einführung umfassender Fahrgastrechte für 
Verbraucher, die teilweise für Nahverkehrskunden noch über die Vorgaben der 
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 hinausgehen. Er ist jedoch der Auffassung, 
dass der vorliegende Gesetzentwurf die Belange der Fahrgäste noch nicht hin-
reichend berücksichtigt. 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob der Anwendungsbereich des geplanten Gesetzes auf den Schienenperso-
nennahverkehr zu eng gefasst ist. 

Geprüft werden sollte, ob und wie die im Gesetzentwurf vorgesehenen Fahr-
gastrechte auf den gesamten öffentlichen Personenverkehr (inklusive Bus, 
Schiff etc.) Anwendung finden sollen. 

 

Begründung: 

Die geplante Einführung umfassender Fahrgastrechte für Verbraucher, die 
teilweise noch über die Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 hinaus-
gehen, ist grundsätzlich zu begrüßen. Es stellt sich jedoch die Frage, ob der 
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Gesetzentwurf die Belange der Fahrgäste hinreichend berücksichtigt. Zunächst 
wäre zu prüfen, ob der Anwendungsbereich des geplanten Gesetzes, welches 
sich auf den Schienenpersonenverkehr beschränkt, ausreichend ist. 
Der Gesetzentwurf beschränkt sich in Anlehnung an die Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 14) auf Regelungen für den Eisenbahn-
verkehr. Die Haftung der Verkehrsbetreiber anderer Beförderungsmittel (insbe-
sondere Bus, Straßenbahn) ist damit ausgenommen. 
Zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen sollten entsprechende Regelun-
gen aber auch außerhalb des Eisenbahnverkehrs ergehen. 
Die derzeit aus Sicht der Fahrgäste zu beklagende unzulängliche Rechtslage ist 
unabhängig von einem konkreten Beförderungsmittel in allen Bereichen des 
öffentlichen Personenfern- und Personennahverkehrs festzustellen. 
Eine Erstreckung von Entschädigungs- und Selbstvornahmeansprüchen auch 
auf andere Verkehrsmittel würde im Übrigen eine echte Haftung für Verspä-
tungen in einer aus unterschiedlichen Verkehrsmitteln bestehenden "Reiseket-
te" gewährleisten. Dies würde sich in besonderem Maße positiv auf Fahrten im 
ländlichen Raum auswirken, bei denen bestimmte Zielorte nur in einer Kombi-
nation aus einer Beförderung mit der Eisenbahn und Bussen erreicht werden 
können. 
Eine gesetzliche Verpflichtung der Verkehrsunternehmen, die Fahrgäste bei 
Betriebsstörungen angemessen zu informieren, ist aufgrund der derzeit im all-
täglichen Personenbeförderungsverkehr festzustellenden Defizite in besonde-
rem Maß für alle Beförderungsbereiche geboten. 
Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 bietet für die Mitgliedstaaten die Mög-
lichkeit, weitreichende Ausnahmeregelungen zu erlassen. Für die Fahrgäste 
wäre es daher wünschenswert, den Anwendungsbereich der geplanten Rege-
lungen auf den gesamten öffentlichen Personenverkehr, inklusive den Bus- und 
Schiffsverkehr, auszudehnen. 
Eine über die Europäische Verordnung hinausgehende spürbare Verbesserung 
der Fahrgastrechte kann somit nur im Wege eines vollständigen, auf den ge-
samten Personenverkehr bezogenen Regelungswerks erzielt werden. 
Insbesondere dann aber wäre eine gesetzliche Verortung der geplanten Fahr-
gastrechte im Allgemeinen Eisenbahngesetz und der Eisenbahn-
Verkehrsordnung nicht mehr sinnvoll. Es sollte daher geprüft werden, ob die 
geplanten Fahrgastrechte nicht im Bürgerlichen Gesetzbuch verankert werden 
sollten. 

 

2. Es ist fraglich, ob eine gesetzliche Verortung der geplanten Fahrgastrechte im 
Allgemeinen Eisenbahngesetz und der Eisenbahn-Verkehrsordnung sinnvoll ist, 
oder ob die Fahrgastrechte besser im Bürgerlichen Gesetzbuch verankert wer-
den sollten. Die Regelung moderner und einheitlicher Fahrgastrechte wie ge-
plant im Allgemeinen Eisenbahngesetz und in der Eisenbahnverordnung erfor-
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dert nach Auffassung des Bundesrates eine Prüfung auf die Notwendigkeit zur 
Anpassung weiterer den Nahverkehr regelnder Rechtsvorschriften (z.B. Ände-
rung der Verordnung über die Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den 
Straßenbahn- und Obusverkehr sowie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen). 

 

3. Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob bei einem Festhalten an einem Verschuldenskriterium zumindest die 
Beweislast für die gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen den Unternehmen auf-
erlegt werden sollte. 

 

4. Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob eine Bagatellgrenze von vier Euro notwendig ist. 

 

Begründung: 

Die niedrige Erstattungsquote von 25 Prozent führt in Kombination mit der 
Bagatellgrenze dazu, dass erst ab Fahrscheinpreisen von 16 Euro eine Erstat-
tung vorgeschrieben wäre. Diese Regelung würde daher zu keiner wesentlichen 
Verbesserung von Kundenrechten im Nah- und Regionalverkehr führen. Aus 
Erfahrungen, die im schleswig-holsteinischen Schienenpersonennahverkehr mit 
entsprechenden Regelungen seit mehreren Jahren gesammelt wurden, sind Ba-
gatellgrenzen gar nicht notwendig, da sie von den Kunden selbst gezogen wer-
den. 

 

5. Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob die Mitnahmemöglichkeiten von Fahrrädern in Fernzügen deutlich aus-
geweitet werden können. 

 

Begründung: 

Der Bundesrat stellt fest, dass die Nachfrage zur Mitnahme von Fahrrädern im 
Eisenbahnverkehr zunimmt. Die Kombination dieser beiden umweltfreundli-
chen Verkehrsmittel muss gefördert werden. 
Der Bundesrat nimmt gleichzeitig bedauernd zur Kenntnis, dass die Deutsche 
Bahn AG (DB AG) entgegen den Anforderungen des Marktes die Kapazitäten 
zur Fahrradmitnahme in ihren Fernzügen sukzessive einschränkt. 
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Der Grund für die Abnahme der Fahrradmitnahmemöglichkeiten im Fernver-
kehr liegt in der sukzessiven Umstellung der Fernverbindungen der DB AG 
von lokbespannten Zügen auf ICE-Züge. In den ICE-Zügen sieht die DB AG 
jedoch die Fahrradmitnahme nicht vor. 
Die DB AG nennt als Gründe gegen die Fahrradmitnahme in ICE-Zügen: 
- Verlust von Sitzplätzen durch Fahrradstellplätze, 
- Erhöhung der Verspätungsanfälligkeit durch das Verladen von Fahrrädern. 
Dieser Position ist entgegen zu halten, dass mit einer Beschränkung auf eine 
begrenzte Anzahl von reservierungspflichtigen Fahrrad-Stellplätzen pro ICE-
Zug der Verlust von Sitzplätzen und die Verspätungsanfälligkeit minimiert 
werden. Da heute die Fahrradmitnahme nur in einigen Fernzügen möglich ist, 
ist dies oft mit mehreren Umsteigevorgängen verbunden. Hierdurch wird die 
Verspätungsanfälligkeit eher erhöht. 
In den französischen Hochgeschwindigkeitszügen TGV ist die Fahrradmit-
nahme zugelassen. Dies sollte daher auch in den deutschen ICE-Zügen möglich 
sein. 
Eine verbesserte Fahrradmitnahme in Fernzügen führt auch zu einer Entlastung 
der von den Ländern bestellten Regionalverkehrszüge, deren originäre Aufgabe 
nicht in der Bedienung von Fernverkehrsrelationen besteht. 
Ziel sollte daher sein, dass die DB AG 
- bei Neuanschaffungen von Fernzügen Fahrradmitnahmemöglichkeiten 

vorsieht, 
- bei Fernzügen, in denen die Fahrradmitnahmemöglichkeit bereits vorberei-

tet ist (z. B. ICE-T), diese schnellstmöglich einrichtet und 
- in vorhandenen ICE-Zügen die Fahrradmitnahmemöglichkeit nach wirt-

schaftlicher Machbarkeit einrichtet (z. B. bei Redesign-Maßnahmen). 

 

6. Zu Artikel 1 

Der Bundesrat bittet, den Gesetzentwurf im weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens dahingehend zu ändern, dass Fahrgästen insbesondere im 
Fernverkehr bereits für eine Verspätung ab 30 Minuten eine Erstattung von 
25 Prozent des Fahrpreises und für eine Verspätung ab 60 Minuten eine Erstat-
tung von 50 Prozent des Fahrpreises gewährt wird. 

 

Begründung: 

Bereits ab einer Verspätung von 30 Minuten entstehen für den Fahrgast wirt-
schaftliche und persönliche Nachteile, die sich mit zunehmender Verspätung 
deutlich erhöhen. Insofern ist eine Entschädigung in Höhe von 25 Prozent des 
Fahrpreises ab einer Verspätung von 30 Minuten und eine Entschädigung in 
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Höhe von 50 Prozent des Fahrpreises ab einer Verspätung von 60 Minuten an-
gemessen. 
Andere EU-Mitgliedstaaten, wie etwa Frankreich, Spanien, Schweden oder 
Finnland, verfügen bereits über eine entsprechende Regelung und werden diese 
auch beibehalten. Es ist nicht ersichtlich, weshalb die Bundesrepublik hinter 
diesem Schutzstandard zurückstehen soll. 
Die seitens der Deutschen Bahn AG im Falle einer solchen Regelung geltend 
gemachten Mehrkosten sind nicht belastbar dargelegt. 

 

7. Zu Artikel 1 (§ 1 Satz 1 Fahrgastrechteverordnung-Anwendungsgesetz) 

In Artikel 1 § 1 Satz 1 ist das Wort "innerstaatlichen" zu streichen. 

 

Begründung: 

Die Fahrgastrechte der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 müssen bei allen Ver-
spätungen und Zugausfällen gelten, die sich im Inland bei innerstaatlichen 
Verbindungen ereignen. Aus Sicht des Verbrauchers darf es dabei keine Rolle 
spielen, ob der endgültige Zielort des verspäteten Zuges möglicherweise im 
Ausland liegt. Nicht sachgerecht wäre es beispielsweise, einem Fahrgast, der 
von Nürnberg nach München reist, einen Anspruch auf Entschädigung zu ver-
wehren, wenn der verspätete Zug zur Weiterfahrt nach Wien bestimmt ist. 
Durch den Zusatz "innerstaatlich" in § 1 Satz 1 könnte jedoch der Eindruck 
entstehen, dass internationale Verbindungen ausgenommen sind, auch wenn 
sich die Verspätung oder der Zugausfall im Inland ereignet. Daher ist der Zu-
satz zu streichen. 

 

8. Zu Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe c (§ 5a Abs. 8 AEG) 

Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe c § 5a Abs. 8 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter "Den nach § 5 Abs. 1a zuständigen Eisenbahnauf-
sichtsbehörden" durch die Wörter "Dem Eisenbahn-Bundesamt" und das 
Wort "ihrer" durch das Wort "seiner" zu ersetzen. 

b) Die Sätze 2 und 3 sind zu streichen. 

 

Begründung: 

Es sollte eine bundesweit einheitliche Zuständigkeit beim Eisenbahn-
Bundesamt geschaffen werden, um Klarheit für die betroffenen Bürger und ei-



Drucksache 759/08 (Beschluss) - 6 - 
 

 

ne einheitliche Beurteilung zu gewährleisten. Es bestehen weder ein sachlicher 
Zusammenhang mit den übrigen Aufgaben der - technischen - Eisenbahnauf-
sicht noch im Zusammenhang mit der Umsetzung der Verordnung in diesem 
Punkt relevante regionale Besonderheiten, die eine Aufsplitterung der Zustän-
digkeit rechtfertigen würden. 
Die Zuständigkeit sollte daher unabhängig von der allgemeinen Zuständig-
keitsverteilung des § 5 AEG geregelt werden. Dies gilt umso mehr, als es hier 
nicht um eine einzelfallbezogene Streitbeilegung geht, sondern um die Feststel-
lung von Verstößen gegen die Verordnungen. Anderenfalls müsste ein regelmä-
ßiger Austausch zwischen den Behörden über die getroffenen Entscheidungen 
und eine interne Abstimmung organisiert werden, was zusätzlichen Aufwand 
generieren würde. 

 

9. Zu Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe a (§ 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a, Satz 2 AEG) 

Artikel 2 Nr. 4 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

'a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1a wird wie folgt gefasst: 

"1a.  über allgemeine Bedingungen für die Beförderung von Personen 
und deren Gepäck durch Eisenbahnen; dabei können auch Informa-
tionspflichten, die Haftung bei Ausfall, Verspätung oder An-
schlussversäumnis, Anzeige- und Genehmigungserfordernisse so-
wie das Verfahren einschließlich einer Schlichtung geregelt wer-
den; die Regelungen können von der Verordnung (EG) 
Nr. 1371/2007 abweichen; für den Bereich des Schienenpersonen-
fernverkehrs dürfen ausschließlich zu Gunsten des Reisenden von 
der Verordnung abweichende Regelungen getroffen werden; im Be-
reich des Schienenpersonennahverkehrs sind Einschränkungen nach 
Maßgabe von Artikel 2 Abs. 5 der Verordnung nur zulässig, wenn 
die technischen oder wirtschaftlichen Umstände oder die betriebli-
chen Abläufe eine abweichende Regelung erfordern;" ' 

 

Begründung: 

Die Streichung in § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a AEG-E hat zur Folge, dass über die 
Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 hinausgehende Regelungen auch für den 
Fernverkehr getroffen werden dürfen. Die Verordnung regelt lediglich pau-
schale Mindestentschädigungen und steht darüber hinausgehenden nationalen 
Regelungen damit nicht entgegen. Diese sollen einheitlich für Fern- und Nah-
verkehr gelten. 
Schon aus dem Wortlaut von Artikel 17 der Verordnung ("Mindestentschädi-
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gung") ergibt sich, dass weiter gehende nationale Regelungen zulässig sind. 
Aus den englischen ("minimum compensation") und französischen ("indemni-
sations minimales") Sprachfassungen ergibt sich nichts anderes. Gleiches gilt 
unter anderem auch für Informationen, wie sich aus Artikel 8 der Verordnung 
ergibt ("erteilen … dem Fahrgast auf Anfrage mindestens die in … genannten 
Informationen"). Die Mitgliedstaaten dürfen also im Bereich des Schienenper-
sonenfernverkehrs zu Gunsten des Fahrgastes auch strengere Regelungen erlas-
sen. Für den Bereich des Schienenpersonennahverkehrs ergibt sich die Zuläs-
sigkeit - auch zum Nachteil der Reisenden - abweichender Regelungen aus Ar-
tikel 2 Abs. 5 der Verordnung. 
Daher ist auch nicht ersichtlich, warum die in Artikel 3 des Gesetzentwurfs 
vorgesehene geringfügige Ausweitung der Fahrgastrechte gegenüber der Ver-
ordnung (EG) 1371/2007 auf den Nahverkehr beschränkt bleiben sollte, zumal 
in der Praxis von den Regelungen des Entwurfs fast ausschließlich diejenigen 
Fälle erfasst würden, die nicht dem "typischen" Nahverkehr im Sinne des § 2 
Abs. 5 AEG und auch der gemeinschaftsrechtlichen Definition entsprechen.  
Fahrgastrechte sollten unabhängig von ihrer konkreten Ausgestaltung für die 
gesamte Reisekette gelten. Nur so lassen sich erhebliche Abgrenzungsschwie-
rigkeiten und Wertungswidersprüche vermeiden. 

 

10. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 1 Satz 3 EVO)  
 Nr. 5 (§ 14 Abs. 2 EVO) 

Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 2 § 1 Satz 3 ist die Angabe "Artikel 8 Abs. 2," zu streichen. 

b) Nummer 5 § 14 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

"(2) Während der Fahrt muss das Eisenbahnverkehrsunternehmen den Rei-
senden im Falle einer Verspätung des Zuges über ergriffene Ersatzmaß-
nahmen und mögliche alternative Verbindungen informieren. In Zügen des 
Schienenpersonennahverkehrs sind die Informationspflichten nach Satz 1 
und nach Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) 1371/2007 nicht anwend-
bar, wenn und soweit dies aus technischen Gründen nicht möglich oder we-
gen der Kürze der Reisestrecke und des dichten Taktes in Ballungsräumen 
nicht geboten ist." 

 

Begründung: 

Mit der Regelung in Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) 1371/2007 über die 
Information der Fahrgäste und der Modifizierung durch den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung erhält der Reisende zwar eine Informationsflut beim Fahrkar-
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tenkauf, es besteht aber ein wesentliches Informationsdefizit in schwierigen Si-
tuationen, etwa bei erheblichen Verspätungen. Darin liegt ein gravierender 
Wertungswiderspruch, der behoben werden muss. Dies soll durch die Aufnah-
me eines neuen Gegenstands der Informationspflicht sowie die Einführung ei-
ner Ausnahmeregelung für den Bereich des Schienenpersonennahverkehrs ge-
schehen. 
Der Beförderer muss ausdrücklich verpflichtet werden, bei Zugausfall wahr-
heitsgemäße Angaben über ergriffene Ersatzmaßnahmen und mögliche Aus-
weichverkehrsmittel zu treffen. Nur so ist es dem Fahrgast möglich, sachge-
rechte Dispositionen zu treffen. 
Diese zusätzlichen Informationsbedürfnisse bestehen sowohl im Nah- als auch 
im Fernverkehr. Es wird daher vorgeschlagen, die betreffenden Regelungen der 
Verordnung allgemein auf den Fern- und Nahverkehr anzuwenden, anstatt für 
den Nahverkehr gerade (wie im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgese-
hen) die Information über Ersatzmaßnahmen und Ausweichverbindungen im 
Verspätungsfall auszuschließen. 
Den Besonderheiten des Nahverkehrs sollte durch eine Ausnahmeregelung 
Rechnung getragen werden, die auch die im Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung vorgesehenen Informationen etwa über Sicherheit oder Verspätungen all-
gemein betreffen können. So ist beispielsweise in einer S-Bahn im Stadtzent-
rum eine umfassende Information zwischen zwei Haltepunkten weder möglich 
noch sinnvoll. 

 

11. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 1 Satz 3 EVO) 

In Artikel 3 Nr. 2 § 1 Satz 3 ist die Angabe "Artikel 18 Abs. 2 Buchstabe a," zu 
streichen. 

 

Begründung: 

Ein Ausschluss der in Artikel 18 Abs. 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
1371/2007 geregelten Pflicht, Erfrischungen anzubieten, für den Bereich des 
Schienenpersonennahverkehrs ist nicht erforderlich. Nach Artikel 18 Abs. 2 
der Verordnung (EG) 1371/2007 greift die Pflicht ohnehin nur ein, "sofern sie 
im Zug oder im Bahnhof verfügbar oder vernünftigerweise lieferbar sind". 
Damit ist der Schienenpersonennahverkehr jedenfalls während der Fahrt in der 
Regel ohnehin nicht erfasst. Wenn Getränke hingegen "vernünftigerweise" lie-
ferbar sind, dann sollte auch der von einer langen Verspätung im Schienenper-
sonennahverkehr betroffene Fahrgast einen Anspruch haben. 
Die Entwurfsbegründung trifft zudem nur für die Versorgung im Zug zu - am 
Bahnhof (wenn es kein reiner Nahverkehrsbahnhof ist) lässt sich die unter-
schiedliche Behandlung von Nah- und Fernverkehrskunden nicht rechtfertigen. 
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12. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 5 Satz 2 EVO) 

Artikel 3 Nr. 3 § 5 Satz 2 ist zu streichen. 

 

Begründung: 

Das Recht zur Benutzung eines anderen Zuges bei einer Verspätung von min-
destens 20 Minuten nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 EVO-E muss zum Schutz des Fahr-
gastes unabhängig von der Höhe des Fahrpreises gelten. Die in Artikel 3 Nr. 3 
§ 5 Satz 2 EVO-E vorgesehene Abweichungsmöglichkeit stellt eine unange-
messene Benachteiligung des Fahrgastes dar, für die auch keine wirtschaftli-
chen Gründe erkennbar sind, da das Recht nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 EVO-E keine 
zusätzlichen Leistungen der Verkehrsunternehmer verlangt und damit auf-
wandsneutral ist. 
Der Tatbestand des "erheblich ermäßigten Beförderungsentgelts" ist sehr unbe-
stimmt, so dass durch § 5 Satz 2 EVO-E erhebliche Rechtsunsicherheit ge-
schaffen würde. Es wird beispielsweise nicht klar, welche der Sparangebote, 
die regelmäßig eine Zugbindung vorsehen und damit dem Fahrgast ein erhöh-
tes wirtschaftliches Risiko auferlegen, als erheblich ermäßigte Beförderungs-
entgelte anzusehen wären und was der Bezugsmaßstab ist. So wird ein alleine 
genutztes Länder-Ticket oft keine erhebliche Ermäßigung gegenüber dem 
Normalpreis darstellen, ein zu mehreren genutztes aber schon. Zudem könnten 
auch die aufgrund einer Berechtigung aus einer BahnCard ermäßigten Beförde-
rungsentgelte von der Regelung erfasst werden: Zumindest ein Rabatt von 
50 Prozent wäre nach landläufigem Verständnis wohl eine erhebliche Ermäßi-
gung. Dabei blieben aber die Anschaffungskosten für die BahnCard außer Be-
tracht. Schließlich soll die Regelung des § 17 Abs. 1 Nr. 1 EVO-E gerade auch 
bei Fahrkarten mit Zugbindung (z. B. die verschiedenen Sparangebote der DB 
AG) die Wahl eines anderen Zuges ermöglichen. Anderenfalls liefe die Rege-
lung in den meisten Fällen leer, da Inhaber einer Fahrkarte ohne Zugbindung 
ohnehin regelmäßig die Wahl zwischen verschiedenen Zügen haben werden. 

 

13. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 8 Abs. 3 Satz 2 -neu- EVO) 

Artikel 3 Nr. 4 § 8 Abs. 3 ist folgender Satz anzufügen: 

"Eine erhebliche Störung des Betriebsablaufs liegt insbesondere vor, wenn in 
einem möglichen Ausweichzug die Kapazitäten für die Mitnahme ausgeschöpft 
sind." 

 

Begründung 

Über die im Gesetzentwurf der Bundesregierung enthaltenen Änderungen des 
§ 8 EVO hinaus ist dem Absatz 3 der Vorschrift ein Satz 2 anzufügen. Andern-
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falls könnte § 8 Abs. 3 EVO-E zahlreiche Rechtsstreitigkeiten über die Frage, 
ob die Betriebsstörung erheblich war, hervorrufen. 
Dieser Gefahr kann vorgebeugt werden, wenn die Vorschrift eine Ergänzung 
erhält, in welchen Fällen insbesondere eine Betriebsstörung als erheblich anzu-
sehen ist. Gerade der in der Begründung des Entwurfs erwähnte Fall, dass ein 
möglicher Ausweichzug keine ausreichenden Kapazitäten für die Mitnahme 
hat, ist ein gutes Beispiel für eine solche "Insbesondere-Regelung". 

 

14. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 17 Abs. 1 Satz 1 EVO) 

In Artikel 3 Nr. 6 § 17 Abs. 1 Satz 1 sind die Wörter "Besitzt der Reisende ei-
nen Fahrausweis, der ausschließlich für den öffentlichen Personennahverkehr 
gilt, so hat er," durch die Wörter "Der Reisende hat," und die Wörter "eines Ei-
senbahnverkehrsunternehmens" durch die Wörter "oder einer Informations-
pflichtverletzung des Beförderers" zu ersetzen. 

 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Regelung erweitert den Anwendungsbereich der - ohnehin 
äußerst geringfügigen - zusätzlichen Ansprüche der Reisenden auf den Fern-
verkehr, um Wertungswidersprüche zu vermeiden. Eine Differenzierung ist 
weder europarechtlich geboten, noch praxisgerecht. Dem Reisenden könnte 
schwerlich vermittelt werden, warum er im Fernverkehr geringere Ansprüche 
haben sollte, als in dem regelmäßig preiswerteren Nahverkehrszug. Die Gren-
zen sind zudem in Flächenländern oft fließend. Teilweise werden dieselben 
Strecken sowohl im Nah- als auch im Fernverkehr bedient. In Bayern betrifft 
das beispielsweise die Relation München - Nürnberg. Ferner werden sehr weite 
Verbindungen ausschließlich im Nahverkehr bedient, wie beispielsweise Mün-
chen - Passau. Mit der geplanten Teilprivatisierung der DB Mobility & Lo-
gistics AG ist damit zu rechnen, dass sich der Fernverkehr weiter zurückzieht. 
Sollten auch hier Verbindungen durch Nahverkehr ersetzt werden, verschärft 
sich das Problem. 
Das in § 17 Abs. 1 Nr. 1 EVO-E vorgesehene Recht des Reisenden, in einen 
anderen Zug umzusteigen, stellt erst dann eine echte Verbesserung dar, wenn 
die gesamte Reisekette und sowohl Nah- als auch Fernverkehrszüge erfasst 
sind, da nur so überhaupt ein nennenswerter Anwendungsbereich verbleibt. 
Die Ergänzung um die Informationspflichtverletzung soll klarstellen, dass mit 
der Neufassung von § 17 EVO insoweit keine Schlechterstellung eintritt (bis-
her kein Anspruchsausschluss für Informationspflichtverletzungen, sondern nur 
bei Ausfall und Verspätung). Als Folgeänderung wäre in der Überschrift des 
§ 17 EVO-E und in Artikel 3 Nr. 1 Buchstabe b Angabe zu § 17 das Wort 
"Schienenpersonennahverkehr" durch das Wort "Schienenpersonenverkehr" zu 
ersetzen. 
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15. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 EVO) 

Artikel 3 Nr. 6 § 17 Abs. 1 Nr. 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter "und für den ursprünglich gewählten wie für den 
anderen Zug die Anwendung desselben Tarifs vorgesehen ist, auch wenn 
der Fahrausweis des Reisenden nicht diesem Tarif unterfällt" zu streichen. 

b) In Satz 2 sind die Wörter "für diesen eine Reservierungspflicht besteht," zu 
streichen. 

 

Begründung: 

Entscheidend ist nicht die Geltung eines Tarifs. Eine echte Besserstellung des 
Kunden setzt voraus, dass er jeden auf der fraglichen Strecke verkehrenden 
Zug nutzen kann. Das könnte beispielsweise auch ein außerhalb des DB-Tarifs 
fahrender Konkurrent sein. Die Frage der Abrechnung zwischen den einzelnen 
Eisenbahnverkehrsunternehmen ist nicht Gegenstand des vorliegenden Ent-
wurfs, so dass auch nicht auf mögliche tarifliche Vereinbarungen abgestellt 
werden sollte. 
Die Regelung soll sowohl ein "Upgrade" etwa vom RE in den ICE ermögli-
chen, als - insbesondere bei Fahrscheinen mit Zugbindung - auch ein 
"Downgrade". 
Die Streichung des Hinweises auf die Reservierungspflicht ist geboten, da die 
Einführung einer Reservierungspflicht im Belieben der Verkehrsunternehmen 
steht und diese den Anspruch dadurch aushebeln könnten. Derzeit gibt es so-
weit ersichtlich eine Reservierungspflicht bei innerdeutschen Verbindungen le-
diglich in Nachtzügen. Auch hier erscheint eine Mitnahmepflicht im Rahmen 
der vorhandenen Kapazitäten aber nicht als unangemessen, zumal jedenfalls 
zur Nachtzeit andernfalls Ansprüche aus der Verordnung auf Ersatz der Über-
nachtungskosten oder aus § 17 Abs. 1 Nr. 2 EVO-E auf Ersatz von Taxikosten 
bestünden. Vor einer Mitnahmepflicht über die Kapazitätsgrenze hinaus wer-
den die Unternehmen bereits durch § 10 Nr. 2 AEG geschützt. 

 

16. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 17 Abs. 1 Nr. 2 EVO) 

Artikel 3 Nr. 6 § 17 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

"2. Der Reisende kann seine Fahrt zum vertragsgemäßen oder zu seinem ei-
gentlichen Zielort mit einem anderen Verkehrsmittel durchführen, wenn 
vernünftigerweise davon ausgegangen werden muss, dass er mindestens 
60 Minuten verspätet am Zielort ankommen wird und diese Ankunftszeit in 
den Zeitraum zwischen 23.00 und 5.00 Uhr fiele. Satz 1 gilt entsprechend, 
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wenn es sich bei dem vom Reisenden gewählten Zug um den fahrplanmäßig 
letzten nach 20.00 Uhr verkehrenden Zug handelt und der Reisende wegen 
der Verspätung oder des Ausfalls dieses Zuges oder einer Informations-
pflichtverletzung den vertragsgemäßen Zielort ohne die Nutzung des ande-
ren Verkehrsmittels nicht mehr bis um 23.00 Uhr erreichen kann." 

 

Begründung: 

Sinn der Regelung ist gerade, dass der nachts "gestrandete" Fahrgast die Mög-
lichkeit haben soll, auf ein anderes Verkehrsmittel - insbesondere ein Taxi - 
auszuweichen. Dieser Fall tritt immer dann ein, wenn die Ankunftszeit in diese 
Nachtzeit fiele, während nicht entscheidend sein kann, ob die fahrplanmäßige 
Abfahrt vor 23.00 Uhr stattfinden sollte. 
Der Einschub "oder zu seinem eigentlichen" dient dazu, die Intention der Rege-
lung sachgerechter umzusetzen. Die in § 17 Abs. 1 Nr. 2 EVO-E vorgesehene 
Möglichkeit der Wahl eines anderen Verkehrsmittels (insbesondere auch Ta-
xis) sollte neben einer Fahrt zum vertragsgemäßen Zielort eine solche zum ei-
gentlichen Zielort (Wohnung, Hotel oder ähnliches) des Fahrgastes umfassen. 
Sinn der geplanten Regelung kann nicht sein, den Fahrgast nachts am Ziel-
bahnhof abzuliefern, wo regelmäßig die für den letzten Abschnitt vorgesehenen 
Beförderungsmittel nicht mehr zur Verfügung stehen. Der nachts "gestrandete" 
Passagier wird vermutlich eher zu seinem eigentlichen Zielort (Wohnung, Ho-
tel oder ähnliches) fahren wollen. Dem Aufwendungsersatzanspruch ist in je-
dem Fall durch § 17 Abs. 2 EVO-E eine betragsmäßige Grenze gesetzt. 
Satz 2 stellt einerseits klar, dass auch eine Verspätung wegen Informations-
pflichtverletzung und das Recht nach Satz 1 auch im Falle einer Ankunft nach 
5 Uhr am Folgetag erfasst wird, weil etwa der erste fahrplanmäßige Zug erst 
später abfährt. Andererseits wird mit dem Abstellen auf die Ankunftszeit nach 
23 Uhr ein Gleichlauf mit Satz 1 hergestellt. 

 

17. Zu Artikel 3 Nr. 10 (§ 37 Abs. 1 Satz 2 -neu- EVO) 

Artikel 3 Nr. 10 § 37 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

"Das Eisenbahnverkehrsunternehmen weist in den Antworten auf Beschwerden 
der Fahrgäste auf die Möglichkeit hin, eine geeignete Schlichtungsstelle anzuru-
fen und nennt deren Kontaktdaten." 

 

Begründung:  

Durch den neuen § 37 Abs. 1 Satz 2 wird dem Fahrgast die Möglichkeit gege-
ben, ohne weitere Recherchen bei Problemen die Schlichtungsstelle in An-
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spruch zu nehmen. Damit wird Klarheit über das bestehende Schlichtungsan-
gebot geschaffen. 
Diese Hinweispflicht könnte zwar auch in § 14 EVO-E, in dem die übrigen In-
formationspflichten geregelt sind, aufgenommen werden, wegen des engen in-
haltlichen Bezugs zur Schlichtungsstelle wurde jedoch § 37 EVO-E gewählt. 

 

18. Zu Artikel 3 Nr. 10 (§ 37 Abs. 2 Satz 3 -neu- EVO) 

Artikel 3 Nr. 10 § 37 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen:  

"Auf eine ausgewogene Beteiligung von Unternehmen und Verbraucherverbän-
den soll geachtet werden." 

 

Begründung: 

Die Regelung des neuen Absatzes 2 Satz 3 soll die Schaffung einer ausgewo-
genen Schlichtung unterstützen. Die gewünschte Beteiligung von Unternehmen 
und Verbraucherverbänden soll noch einmal ausdrücklich hervorgehoben wer-
den. Eine Schlichtung, in der nicht beide Seiten vertreten sind, verfehlt ihren 
Sinn. Eine paritätische Besetzung erhöht das Vertrauen der Fahrgäste in die 
Neutralität der Schlichtungsstelle und damit ihre Akzeptanz. Vor allem ange-
sichts der Marktstruktur mit einem starken Monopolisten im Bahnbereich wird 
auf diese Weise dem Eindruck vorgebeugt, es könnte sich um eine ausgelagerte 
Beschwerdestelle des Unternehmens handeln. Die in Satz 1 genannte Empfeh-
lung der Kommission empfiehlt für Kollegialentscheidungen im Schlichtungs-
verfahren ebenfalls eine entsprechende paritätische Vertretung von Verbrau-
chern und Gewerbetreibenden zur Gewährleistung einer ausreichenden Unab-
hängigkeit. 

 

Zu Artikel 3 Nr. 10 (§ 37 EVO) 

19. Der Bundesrat stellt fest, dass die Regelungen in § 37 EVO-E über die Schlich-
tungsstelle der Konkretisierung bedürfen. Es sind die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass die Schlichtungsstelle unabhängig und mit ausreichenden finan-
ziellen Mitteln ausgestattet ist und dass die Beschwerdebearbeitung innerhalb 
einer angemessenen Frist erfolgt. 
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20. Der Bundesrat hält die Einrichtung einer bundeseinheitlichen Schlichtungsstelle 
für geboten, insbesondere da viele Verkehre Ländergrenzen überschreiten und 
auch der Fernverkehr Teil der Regelung ist, um im Interesse der Reisenden die 
unterschiedliche Behandlung von Streitigkeiten zu vermeiden. 

 

21. Der Bundesrat ist darüber hinaus der Auffassung, dass es zur Vermeidung von 
Doppelstrukturen und zur Schaffung einheitlicher Regelungen geboten ist, 
Schlichtungsstelle und Durchsetzungsstelle auf Bundesebene zusammenzufas-
sen. 

 

22. Der Bundesrat hält es nicht für sachgerecht, den Luftverkehr in den Regelungs-
bereich der Schlichtungsstelle mit aufzunehmen, da hier das Luftfahrtbundes-
amt als gesetzlich vorgeschriebene Umsetzungs- und Entscheidungsstelle be-
reits etabliert ist, das Verbraucherbeschwerden zu Annullierungen, Verspätun-
gen, Überbuchungen und Aspekten barrierefreien Reisens abschließend und un-
abhängig regelt. 

 

23. Zu Artikel 3 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens eine 
einfache Regelung für die Berechnung der Entschädigung bei Zeitfahrkarten 
vorzusehen. 

 

Begründung: 

Um für den wichtigen Kundenkreis der Zeitfahrkarteninhaber eine echte Bes-
serstellung zu erreichen, sollte eine Regelung zur Berechnung der Entschädi-
gung bei Zeitfahrkarten aufgenommen werden. 
Soweit Artikel 17 Abs. 1 Satz 5 der Verordnung (EG) 1371/2007 auch für Zeit-
fahrscheine gilt, ist eine am Wert der konkreten Relation orientierte Regelung 
wohl unumgänglich. Um hier für Klarheit zu sorgen, sollte geprüft werden, wie 
dies in einfachen pauschalen Lösungen umgesetzt werden kann. 

 


